
Suchergebnisse: Rohstoffe

1484 – Ein früher Entwurf einer Münchner Brauordnung

München * Aus diesen Jahren stammt ein Entwurf einer Münchner Brauordnung. Als Begründung

für das Entstehen dieses Entwurfs nennen die Verfasser Missstände im Bräuamt und zahlreiche

Beschwerden darüber.       Die städtischen Gesetze umfassen die Organisation des Handwerks,

die Herstellung des Produkts vom Einkauf der Rohstoffe bis zur Fertigung des Produkts und

dessen Vertrieb.   Zudem finden sich in diesem ratsherrlichen Entwurf Anweisungen zum

Bierpreis und zur Biersorte.      Die städtische Obrigkeit tritt eindeutig für die Interessen der

Verbraucher ein.

13. Mai 1553 – Winterbier und Sommerbier

München * Das verhängte Sommersudverbot zwingt die Brauer, zu Beginn der Brausaison

zunächst ein schnell reifendes, hopfen- und alkoholärmeres Bier herzustellen. Dieses Winterbier

benötigt nur eine kurze Lagerzeit und kann rasch ausgeschenkt werden.   Bis Ende März müssen

die Brauer anschließend so viel untergäriges Bier in ihren Kellern einlagern, dass der Vorrat für

den gesamten Sommer ausreicht. Dieses Sommerbier muss wegen der höheren Temperaturen

besonders lange haltbar sein, da ständig die Gefahr besteht, dass es sauer wird. Für seine

Herstellung verwenden die Brauer mehr Malz. Dadurch steigen die Stammwürze und der

Alkoholgehalt. Zusätzlich geben sie dem Bier mehr Hopfen bei, um seine Haltbarkeit weiter zu

erhöhen. Anschließend lagert das Sommerbier in den tiefen Kellern am Gasteigberg und an der

Schwanthaler Höhe. Ausgeschenkt wird es erst nach dem Ende der Brausaison.   Dennoch

verdirbt das Bier immer wieder, weil die Münchner Lagerkeller nicht ausreichend kühl sind. Für

die Brauer bedeutet dies nicht nur einen finanziellen Schaden, sondern auch den Verlust der

eingesetzten Rohstoffe Hopfen und Malz. 

1. Mai 1614 – Elias Pichler kredenzt erstmals das von ihm gebraute Bockbier

München-Graggenau * Braumeister Elias Pichler kredenzt in München erstmals das von ihm

gebraute Bier nach original Einbecker Art, das später über ainpöckisch Bier den Namen

Bockbier erhalten wird.    Aufgrund der merkantilistischen wirtschaftspolitischen Grundprinzipien

ist Herzog Maximilian I. - auch beim Bier - der Meinung, dass es wirtschaftlich besser ist,
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Fertigwaren auszuführen und allerhöchstens die Rohstoffe einzuführen, um dann am erzielten

Mehrwert zu verdienen. Deshalb werden ab dem Jahr 1612, mit der Anwerbung des aus Einbeck

stammenden Braumeisters Elias Pichler, auch die Lieferungen von Einbecker Bier für den

Münchner Hof eingestellt.    Schon zuvor ist am Münchener Herzogshof der Bedarf an dem

Gerstensaft aus dem hohen deutschen (protestantischen) Norden durch den Aufschwung, den

das Weiße Bier hier genommen hat, stark zurückgegangen.    Das Luxusgetränk mit seinen mehr

als 16 Prozent Stammwürze und über sieben Prozent Alkoholgehalt bleibt auch weiterhin ein

Privileg des Landesfürsten. Herzog Maximilian I. lässt - auf nachhaltiges Drängen - zwar den

„Bock“ auch an seine Landeskinder ausschenken, erklärt aber die Herstellung des Bockbieres -

wie schon zuvor des Weißbieres - zum fürstlichen Regal, also zum Monopol der

Landesherrschaft.    Aus dem ainpöckischen Bier wird im Volksmund bald der Bock. Im

Kanzleideutsch aber ist noch bis weit ins 19. Jahrhundert hinein vom Ainbock die Rede. 

29. September 1616 – Lockerer Umgang mit dem Reinheitsgebot

München * In der Landes- und Polizeiordnung heißt es: „Doch wann jemand ein wenig Salz,

Krametbeer [= Wacholder] und ein wenig Kümmel in das Bier täte und damit kein Übermaß

gebrauchte, soll er deshalben nicht gestraft werden“.    Es gab viele Gründe mit pflanzlichen

Zusätzen zu arbeiten und zu experimentieren. Vor allem sollte die längere Haltbarkeit des Bieres

erreicht und das Sauerwerden verhindert beziehungsweise rückgängig gemacht werden. Saueres

Bier war wegen des schlechten Geschmacks nicht nur unverkäuflich, sondern bedeutete durch

den Verlust der teueren Rohstoffe einen volkswirtschaftlichen Schaden.

Oktober 1872 – Das Märzen erobert das Oktoberfest 

München * Nach dem außergewöhnlich heißen Sommer sind die Vorräte an Lager- und

Sommerbier bereits vor Beginn des Oktoberfests nahezu aufgebraucht. Dem Wiesnwirt Michael

Schottenhamel droht das Bier auszugehen. Als Ersatz bietet ihm Joseph Sedlmayr von der

Franziskaner-Leistbrauerei ein neuartiges, bereits im März nach Wiener Art gebrautes Bier an:

das Märzen.   Das bernstein- bis goldfarbene Bier besitzt eine Stammwürze von ungefähr 16

Prozent und ist dadurch kräftiger, malzbetonter und alkoholreicher als das bisher ausgeschenkte

Sommerbier. Wegen des höheren Rohstoffeinsatzes kostet die Maß zwölf statt der üblichen neun

Kreuzer. Brauer und Polizeibehörde befürchten angesichts der zurückliegenden Bierkrawalle

neue Unruhen. Schottenhamel setzt jedoch auf seine Kenntnis des Münchner Publikums: „Wann

d’Münchner was Richtigs kriag’n, na schaug’n s’Geld net an.“   Die Ausschankgenehmigung wird

zunächst nur unter der Bedingung erteilt, dass Schottenhamel für mögliche Folgen selbst
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einsteht. Doch die Befürchtungen erfüllen sich nicht: Das kräftige, malzaromatische Märzen findet

bei den Gästen großen Anklang. Trotz des höheren Preises wird es zum Verkaufserfolg und

entwickelt sich in den folgenden Jahren zum klassischen Oktoberfestbier.

1915 – In Bayern wird eine Landespreisstelle eingerichtet

München * In Bayern wird eine Landespreisstelle eingerichtet. Sie legt die Zuteilungen und die

Höchstpreisbegrenzungen für rüstungswichtige Rohstoffe und Lebensmittel fest.

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern
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auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen
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der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

13. März 1919 – Bayern will in der Sozialisierungsfrage mit Sachsen zusammenarbeiten

München - Sachsen * Der Zentralrat sendet ein Telegramm an den sächsischen Zentralrat, der
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dortigen Regierung und der Volkskammer zur Vollsozialisierung. Er will die vollständige Kontrolle

über die Rohstoffe und die Energieverwendung sowie ihre endgültige Verwertung in Angriff

nehmen. Der Zentralrat schlägt eine&nbsp;       enge Zusammenarbeit mit der sächsischen

Volkskammer vor, die zuvor die Regelung der Produktion und Verteilung planmäßig nach

sozialistischen Grundsätzen zu regeln beschlossen hatte und   für den 16. März ein Treffen der

Kenner der Sozialisierungsfragen beider Länder vor.&nbsp;

18. März 1919 – Entsetzlich ist der Völkerkrieg, entsetzlicher der Bürgerkrieg

München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann meldet sich mit einer ersten Programmrede zu

Wort.&nbsp;Er erklärt, dass die neue Regierung den Freistaat Bayern schützen

wird&nbsp;„gegen jede Reaktion von rechts, aber auch verteidigen gegen die drohende Anarchie

von links“, denn:&nbsp;„Entsetzlich ist der Völkerkrieg, entsetzlicher ist der Bürgerkrieg. Er

muss&nbsp;für Bayern verhindert werden.“    Das ist möglich, wenn die neue Regierung tatkräftig

handelt&nbsp;und die Siegermächte&nbsp;Nahrungsmittel sowie&nbsp;Rohstoffe ins Land

lassen. Die Völker der Welt müssen sich versöhnen.&nbsp;

30. April 1919 – Flugblätter über München: „Kopf hoch und Mut! Hilfe naht“

München * Über München kreisende Flugzeuge werfen Flugblätter mit Durchhalteparolen ab: 

„[...] Kopf hoch und Mut! Hilfe naht, die Euch vom russischen Terror und Schrecken des

Bolschewismus befreien wird“.    Ein anderes Flugblatt informiert darüber, dass München von

bayerischen Truppen umstellt ist und fordert die Bevölkerung auf:         „Hört die Stimme der

Vernunft! Lasst ab vom bewaffneten Widerstand.   Meidet die Straßen und Plätze, damit das Blut

Unschuldiger nicht vergossen wird.   Die Truppen der Regierung brechen schonungslos jeden

bewaffneten Widerstand, um der Not Aller ein Ende zu machen.     Lebensmittel, Kohlen,

Rohstoffe stehen zur Einfuhr nach München bereit.      gez. Hoffmann, Ministerpräsident“ 

November 1934 – Der Reichsbauerntag in Goslar und die Seidenerzeugung

Goslar * Der Durchbruch für die erneute Seidenerzeugung in Deutschland kommt erst auf dem

Reichsbauerntag in Goslar im November 1934. Die NSDAP hat dort zur „Erzeugungsschlacht der

deutschen Landwirtschaft“ aufgerufen.    Das Ziel des Agrarprogramms ist die maximale

Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion, um den Bedarf an Nahrungs- und Futtermitteln,

aber eben auch an Textilrohstoffen weitestgehend aus eigener Erzeugung zu sichern. Das
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bedeutete die Förderung der Seidenraupenzucht durch den Anbau von Maulbeerbäumen. 

1982 – Die Wiederverwertbarkeit von Rohstoffen aus dem Müll fördern

München * Es gibt Überlegungen, ein drittes Müllverbrennungs-Kraftwerk zu bauen. Es gibt aber

auch „grünen“ Widerstand, der fordert, die Verbrennungsanlagen zu entgiften und die

Wiederverwertbarkeit von Rohstoffen zu fördern.
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